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Kreis Lippe 
 
141 Genehmigungsverfahren nach §§ 4/6/9/19 

Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG). 
 
 Errichtung einer Windenergieanlage (WEA) in 

Extertal 
 
Der Landwirtschaftliche Betrieb Renate Tölle, hat auf den 
Genehmigungsantrag vom 15.10.2012 mit Datum vom 
28.02.2013 einen Vorbescheid gemäß § 9 des BImSchG 
für die Errichtung einer Windenergieanlage Typ Enercon E 
53 mit einer elektrischen Leistung von 0,8 MW, einer Na-
benhöhe von 73,25 m, einem Rotordurchmesser von 52,9 
m und einer Gesamthöhe von 99,7 m über Grund, auf dem 
Grundstück, 32699 Extertal, Gemarkung Bremke, Flur 4, 
Flurstück 84, erhalten.  
 
Der Vorbescheid erfasst die Prüfung und Bestätigung der 
bauplanungsrechtlichen Zulässigkeit des Vorhabens nach 
§ 35 Abs. 1 Nr. 5 des Baugesetzbuches (BauGB) i.V. mit 
§ 6 des BImSchG an dem Standort im Außenbereich der 
Gemeinde Extertal. 
 
Der Antragsteller hat gem. § 21a der Neunten Verordnung 
zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(9. BImSchV) die öffentliche Bekanntmachung des Vorbe-
scheides beantragt. Die öffentliche Bekanntmachung wird 
entsprechend der Vorgaben des § 10 Abs. 8 BImSchG 
durchgeführt.  
 
Der Vorbescheid mit den dazugehörigen Antragsunterlagen 
liegt in der Zeit vom 11.04.2013 bis einschließlich 
25.04.2013 bei 
 
� der Kreisverwaltung Lippe, Bürgerservice am Haupt-

eingang, 32756 Detmold, Felix Fechenbach Straße 5, 
 

� der Gemeinde Extertal, Mittelstr. 36 (Rathaus, Zimmer 
Nr. 13) 32699 Extertal (Der Auslegungsort ist nicht 
barrierefrei zu erreichen. Auf Wunsch wird die Beteili-
gung aber auch in einem barrierefrei zugänglichen 
Raum ermöglicht. Hierzu ist eine Kontaktaufnahme im 
Bürgerbüro, Erdgeschoss Rathaus drei, oder eine te-
lefonische Terminabsprache unter der Telefonnummer 
05262-402–215 möglich.), 

 
aus und kann dort während der Dienststunden für die Dau-
er von 2 Wochen eingesehen werden. Mit Ende der Ausle-
gungsfrist (25.04.2013, 2400 Uhr) gilt der Vorbescheid, 
auch gegenüber Dritten, die keine Einwendungen erhoben 
haben, als zugestellt. 
 
Dienststunden der Kreisverwaltung Lippe, Bürgerservice: 
Montags bis Donnerstags: Von 07:30 Uhr bis 18:00 Uhr 
Freitags: Von 07:30 Uhr bis 15:15 Uhr 
sowie nach Vereinbarung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Dienststunden der Gemeinde Extertal  
Montag: Von 08:00 bis 12:00 Uhr 
 und 14:00 bis 16:00 Uhr 
Dienstag: Von 08:00 bis 12:00 Uhr 
Mittwoch: Von 08:00 bis 12:00 Uhr 
 und 14:00 bis 16:00 Uhr 
Donnerstag: Von 08:00 bis 12:00 Uhr 
 und 14:00 bis 17:00 Uhr 
Freitag: Von 08:00 bis 12:00 Uhr. 
sowie nach Vereinbarung. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht in 32423 
Minden, Königswall 8, schriftlich oder zur Niederschrift des 
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts er-
hoben werden. Die Klage kann auch in elektronischer Form 
nach Maßgabe der Verordnung über den elektronischen 
Rechtsverkehr bei den Verwaltungs- und Finanzgerichten 
im Lande NRW (ERVVO VG/FG vom 7.11.2012; 
GVBl. NRW, S. 548) erhoben werden. Die Klage muss den 
Kläger, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebe-
gehrens bezeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag 
enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und 
Beweismittel sollen angegeben werden. Falls die Klage 
schriftlich oder zur Niederschrift erhoben wird, sollen der 
Klage nebst Anlagen so viele Abschriften beigefügt wer-
den, dass alle Beteiligten eine Ausfertigung erhalten kön-
nen. 
 
 
Im Auftrag 
gez. Niehage 

Kr.Bl. Lippe 10.04.2013 
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142 Genehmigungsverfahren nach §§ 4/6/10 Bun-

des-Immissionsschutzgesetz (BImSchG). 
 
 Errichtung und den Betrieb einer Anlage zum 

Halten oder zur Aufzucht von Schweinen mit 
insgesamt 3836 Mastplätzen in Kalletal 

 
Der Landwirtschaftliche Betrieb Friedrich Helmingsmeier, 
hat auf den Genehmigungsantrag vom 24.02.2012 mit Da-
tum vom 06.02.2013 einen Genehmigunsbescheid gemäß 
§§ 4, 10 und 6 des BImSchG für die Änderung, Erweite-
rung und den geänderten Betrieb einer Anlage zum Halten 
oder zur Aufzucht von Schweinen durch die Errichtung ei-
nes weiteren Maststalles mit 1999 Mastplätzen auf insge-
samt 3836 Mastplätze auf dem Grundstück 32689 Kalletal, 
Gemarkung Langenholzhausen, Flur 2, Flurstücke 506 und 
574, erhalten.  
 
Gegenstand dieser Genehmigung ist:   

- Die Errichtung eines Maststalles mit 1999 Mast-
plätzen  

- Die Erweiterung des Bestandes von bisher 1837 
Mastplätzen auf 3836 Mastplätze  

- Errichtung eins Güllebehälters mit 2078 m³ 
- Aufstellung von 2 Futtersilos 
- Aufstellung eins Gastanks mit 5 m³ 
- Der Betrieb  der Anlage zum Halten von Schwei-

nen mit den zugehörigen Anlagenteilen und Ne-
beneinrichtungen 

 
Der Genehmigungsbescheid wurde mit Nebenbestimmun-
gen versehen und enthält gem. § 21 Abs. 1 Nr. 5 der 
9. BImSchV das Ergebnis der Umweltverträglichkeitsprü-
fung in Form der Zusammenfassenden Darstellung nach 
§ 20 Abs. 1a der 9. BImSchV. 
 
Die öffentliche Bekanntmachung des Genehmigungsbe-
scheides erfolgt gem. § 10 Abs. 7, 8 BImSchG. 
 
Der Genehmigungsbescheid liegt in der Zeit vom 
11.04.2013 bis einschließlich 25.04.2013 bei 
 
� der Kreisverwaltung Lippe, Bürgerservice am Haupt-

eingang, 32756 Detmold, Felix Fechenbach Straße 5, 
 

� der Gemeinde Kalletal, 32689 Kalletal, Rintelner Str. 3 
(Rathaus, Bürgerbüro) 

 
aus und kann dort während der Dienststunden für die Dau-
er von 2 Wochen eingesehen werden. Mit Ende der Ausle-
gungsfrist (25.04.2013, 2400 Uhr) gilt der Genehmigungs-
bescheid, auch gegenüber Dritten, die keine Einwendun-
gen erhoben haben, als zugestellt. 
 
Dienststunden der Kreisverwaltung Lippe, Bürgerservice: 
Montags bis Donnerstags: Von 07:30 Uhr bis 18:00 Uhr 
Freitags: Von 07:30 Uhr bis 15:15 Uhr 
sowie nach Vereinbarung. 
 
Dienststunden der Gemeinde Kalletal, Bürgerbüro  
Montag: Von 08:00 bis 12:30 Uhr 
Dienstag: Von 08:00 bis 12:30 Uhr 
Mittwoch: Von 08:00 bis 12:30 Uhr 
Donnerstag: Von 08:00 bis 18:00 Uhr 
Freitag: Von 08:00 bis 12:30 Uhr. 
 
 
 

 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht in 32423 
Minden, Königswall 8, schriftlich oder zur Niederschrift des 
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts er-
hoben werden. Die Klage kann auch in elektronischer Form 
nach Maßgabe der Verordnung über den elektronischen 
Rechtsverkehr bei den Verwaltungs- und Finanzgerichten 
im Lande NRW (ERVVO VG/FG vom 7.11.2012;  
GVBl. NRW, S. 548) erhoben werden. Die Klage muss den 
Kläger, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebe-
gehrens bezeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag 
enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und 
Beweismittel sollen angegeben werden. Falls die Klage 
schriftlich oder zur Niederschrift erhoben wird, sollen der 
Klage nebst Anlagen so viele Abschriften beigefügt wer-
den, dass alle Beteiligten eine Ausfertigung erhalten kön-
nen. 
 
 
Im Auftrag 
gez. Depping 

Kr.Bl. Lippe 10.04.2013 
 
 
 
143 Genehmigungsverfahren nach §§ 4/10/16 Bun-

des-Immissionsschutzgesetz (BImSchG). 
 

Errichtung und den Betrieb einer Anlage zum 
Halten oder zur Aufzucht mit 1280 Ferkelauf-
zuchtplätzen mit insgesamt 2551 Mastplätzen 

 
Der Landwirtschaftliche Betrieb Herr GbR i.G., hat auf den 
Genehmigungsantrag vom 10.04.2011 mit Datum vom 
22.01.2013 einen Genehmigunsbescheid gemäß §§ 4, 10 
und 16 des BImSchG für die Änderung, Erweiterung und 
den geänderten Betrieb einer Anlage zum Halten oder zur 
Aufzucht von Schweinen, mit einem genehmigten Fer-
kelaufzuchtstall von insgesamt 1.280 Ferkelaufzuchtplät-
zen und derzeit genehmigten 1.050 Mastplätzen durch die 
Errichtung eines weiteren Maststalles mit 1.501 Mastplät-
zen auf insgesamt 2.551 Mastplätze  auf dem Grundstück 
32805 Horn – Bad Meinberg, Am neuen Friedhof, Gemar-
kung Belle, Flur 2, Flurstück 235 erhalten.  
 
Gegenstand dieser Genehmigung ist: 

- Die Errichtung eines Maststalles mit 1.501 Mast-
plätzen  

- Die Erweiterung des Bestandes von bisher 1.280 
Ferkelaufzuchtplätzen und  1.050 Mastplätzen auf 
2.551 Mastplätze  

- Errichtung eins Güllebehälters mit 1.526,81 m³ 
- Aufstellung von 2 Futtersilos 
- Aufstellung eines Gastanks mit < 5 m³ 
- Errichtung eines Naturteiches zur Löschwasser-

bevorratung mit 90 m³ 
- Der Betrieb der Anlage zum Halten von Schwei-

nen mit den zugehörigen Anlagenteilen und Ne-
beneinrichtungen 

 
Der Genehmigungsbescheid wurde mit Nebenbestimmun-
gen versehen.  
 
Die öffentliche Bekanntmachung des Genehmigungsbe-
scheides erfolgt gem. § 10 Abs. 7, 8 BImSchG. 
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Bekanntmachung der Entscheidung über die Notwen-
digkeit einer Umweltverträglichkeitsprüfung (standort-
bezogene Vorprüfung des Einzelfalles nach § 3c des 
Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung - 
UVPG -) 
 
Die Anlage ist im Gesetz über die Umweltverträglichkeits-
prüfung (UVPG) in der Anlage 1 (Liste UVP- pflichtiger 
Vorhaben) unter Nr. 7.11.2 als Anlage genannt, für die 
nach Vorprüfung des Einzelfalles eine Umweltverträglich-
keitsprüfung dann durchzuführen ist, wenn durch die Er-
richtung und den Betrieb erhebliche nachteilige Umwelt-
auswirkungen entstehen können.  
 
Nach Prüfung der Antragsunterlagen und unter Berücksich-
tigung der Stellungnahmen der im Genehmigungsverfahren 
beteiligten Träger öffentlicher Belange wurde festgestellt 
und entschieden, dass die Durchführung einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung nicht erforderlich ist, da erhebliche 
nachteilige Umweltauswirkungen nach den in der Anlage 2 
des UVPG genannten Schutzkriterien zum Standort des 
Vorhabens nicht zu erwarten sind. Die Feststellung ist 
selbstständig nicht anfechtbar. 
 
Diese Entscheidung wird hiermit gem. § 3a des UVPG der 
Öffentlichkeit bekanntgegeben. 
 
Der Genehmigungsbescheid liegt in der Zeit vom 
11.04.2013 bis einschließlich 25.04.2013 bei 
 

� der Kreisverwaltung Lippe, Bürgerservice am 
Haupteingang, 32756 Detmold, Felix Fechenbach 
Straße 5, 

 
� der Stadt Horn-Bad Meinberg, 32805 Horn-Bad 

Meinberg, Marktplatz 2 (Verwaltungsneubau, Bür-
gerservice) 

 
aus und kann dort während der Dienststunden für die Dau-
er von 2 Wochen eingesehen werden. Mit Ende der Ausle-
gungsfrist (25.04.2013, 2400 Uhr) gilt der Genehmigungs-
bescheid, auch gegenüber Dritten, die keine Einwendun-
gen erhoben haben, als zugestellt. 
 
Dienststunden der Kreisverwaltung Lippe, Bürgerservice: 
Montags bis Donnerstags: Von 07:30 Uhr bis 18:00 Uhr 
Freitags: Von 07:30 Uhr bis 15:15 Uhr 
sowie nach Vereinbarung. 
 
Dienststunden der Stadt Horn-Bad Meinberg, Bürgerbüro  
Montag:  Von 08:30 bis 12:00 Uhr 

 und von 14:00 bis 16:00 Uhr 
Dienstag: Von 08:30 bis 12:00 Uhr 
Mittwoch: Von 07:30 bis 15:00 Uhr 
Donnerstag: Von 08:30 bis 12:00 Uhr 

 und von 14:00 bis 17:30 Uhr 
Freitag: Von 08:30 bis 12:00 Uhr. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht in 32423 
Minden, Königswall 8, schriftlich oder zur Niederschrift des 
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts er-
hoben werden. Die Klage kann auch in elektronischer Form 
nach Maßgabe der Verordnung über den elektronischen 
Rechtsverkehr bei den Verwaltungs- und Finanzgerichten 
im Lande NRW (ERVVO VG/FG vom 7.11.2012;  
GVBl. NRW, S. 548) erhoben werden. Die Klage muss den 
Kläger, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebe-
gehrens bezeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag 
enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und 
Beweismittel sollen angegeben werden. Falls die Klage 
schriftlich oder zur Niederschrift erhoben wird, sollen der 
Klage nebst Anlagen so viele Abschriften beigefügt wer-
den, dass alle Beteiligten eine Ausfertigung erhalten kön-
nen. 
 
 
Im Auftrag 
gez. Depping 

Kr.Bl. Lippe 10.04.2013 
 
 
 
144 Bekanntmachung der Entscheidung über die 

Notwendigkeit einer Umweltverträglichkeits-
prüfung (allgemeine Vorprüfung des Einzelfal-
les nach § 3c des Gesetzes über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung - UVPG) 

 
Immissionsschutz 
 
Der Landwirtschaftlichen Betrieb Karl-Hermann Gladtfeld 
hat hier die Genehmigung gemäß §§ 4/16/19 des Bundes- 
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) für die Änderung, 
Erweiterung und den geänderten Betrieb einer Anlage zum 
Halten oder zur Aufzucht von Schweinen durch die Errich-
tung eines weiteren Sauenstalles von 264 Sauenplätzen 
einschließlich dazugehörender Ferkelaufzuchtplätze auf 
insgesamt 384 Sauenplätze und den Betrieb eines Mast-
stalles mit 1000 Mastplätzen an dem Standort in 32683 
Barntrup, Gemarkung Sonneborn, Flur 2, Flurstück 62, be-
antragt. 
 
Die Anlage ist in der Anlage 1 (Liste der UVP- pflichtigen 
Vorhaben) des UVPG unter der Nr. 7.11.2  (Buchst. A) als 
Anlage genannt, für die im Rahmen einer Vorprüfung des 
Einzelfalls nach § 3c Abs. 1 Satz 1 des UVPG zu prüfen ist, 
ob nach den in der Anlage 2 UVPG aufgeführten Schutzkri-
terien erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen zu er-
warten sind, die nach § 12 UVPG zu berücksichtigen wä-
ren. 
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Nach Prüfung der Antragsunterlagen und unter Berücksich-
tigung der Stellungnahmen der im Genehmigungsverfahren 
beteiligten Träger öffentlicher Belange wurde festgestellt 
und entschieden, dass die Durchführung einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung nicht erforderlich ist, da erhebliche 
nachteilige Umweltauswirkungen nach den in der Anlage 2 
des UVPG genannten Schutzkriterien zum Standort des 
Vorhabens nicht zu erwarten sind. Die Feststellung ist 
selbstständig nicht anfechtbar. 
 
Diese Entscheidung wird hiermit gem. § 3a des UVPG der 
Öffentlichkeit bekanntgegeben. 
 
 
Im Auftrag 
Gez. Depping 

Kr.Bl. Lippe 10.04.2013 
 
 
 
145 Allgemeinverfügung 01/2013 
 Tierseuchenverfügung zum Schutz vor der 

Amerikanischen Faulbrut der Bienen 
 

2. Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer Veröf-
fentlichung in Kraft und kann beim Kreis Lippe, Felix-
Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold im Fachgebiet Vete-
rinärangelegenheiten, Lebensmittelüberwachung und 
auf der Homepage www.kreis-lippe.de eingesehen 
werden. 

 
Begründung: 
 
Am 02.08.2012 wurde im Ortsteil Herrentrup der Stadt 
Blomberg der Ausbruch der Amerikanischen Faulbrut der 
Bienen (AFB) amtlich festgestellt und deshalb mit Allge-
meinverfügung 01/2012 vom 03.08.2012 ein Sperrbezirk 
festgelegt.  
 
Gemäß § 12 Abs. 1 Bienenseuchen-Verordnung sind an-
geordnete Schutzmaßregeln aufzuheben, wenn die Ameri-
kanische Faulbrut erloschen ist. Die Amerikanische Faul-
brut in einem Sperrbezirk gilt als erloschen, wenn die Seu-
che im Ausbruchsbestand erloschen ist und die durchzu-
führenden Untersuchungen auf AFB einen negativen Be-
fund ergeben haben. 
 
Alle Völker des betroffenen Seuchenbestandes wurden 
unmittelbar nach amtlicher Feststellung der Seuche abge-
tötet. Die Völker der im Sperrbezirk ansässigen aktiven Im-
ker wurden sämtlich klinisch und mittels Futterkranzproben 
auf amerikanische Faulbrut untersucht. Alle Untersuchun-
gen verliefen mit negativem Befund. Eine zweite Untersu-
chung der Völker im Sperrbezirk war in entsprechender 
Anwendung von § 9 Absatz 2 Satz 2 in Verbindung mit 
§ 11 Absatz 1 Bienenseuchen-Verordnung entbehrlich, da 
bereits bei der ersten Untersuchung alle Proben ohne Hin-
weis auf Faulbrut blieben.  
 
 
 
 
 

 
Diese Voraussetzungen des § 12 Abs. 1 Bienenseuchen-
Verordnung liegen daher vor, so dass der Sperrbezirk auf-
zuheben ist. Die Anordnung der sofortigen Vollziehung ist 
im besonderen öffentlichen Interesse geboten, da die Vo-
raussetzungen für einen Sperrbezirk nicht mehr vorliegen 
und die Maßregeln im Sperrbezirk erhebliche Einschrän-
kungen für Imker im Sperrbezirk und für Imker, die ihre 
Völker im beginnenden Frühjahr in den Sperrbezirk ver-
bringen wollen, bedeuten. Ohne Anordnung der sofortigen 
Vollziehung würde bei einer Klage der angeordnete Sperr-
bezirk und die damit verbundenen Einschränkungen weiter 
Bestand haben. Dies kann nicht hingenommen werden. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung:  
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht in 32423 
Minden, Königswall 8, schriftlich oder zur Niederschrift des 
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts er-
hoben werden.  
Die Klage kann auch in elektronischer Form nach Maßgabe 
der Verordnung über den elektronischen Rechtsverkehr bei 
den Verwaltungs- und Finanzgerichten im Lande NRW 
(ERVVO VG/FG vom 7.11.2012;  GVBl. NRW, S. 548) er-
hoben werden. Die Klage muss den Kläger, den Beklagten 
und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie 
soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen ange-
geben werden. Falls die Klage schriftlich oder zur Nieder-
schrift erhoben wird, sollen der Klage nebst Anlagen so vie-
le Abschriften beigefügt werden, dass alle Beteiligten eine 
Ausfertigung erhalten können. 
 
Kreis Lippe 
Im Auftrag 
gez. 
 
 
Dr. Scharpenberg 

Kr.Bl. Lippe 10.04.2013 
 
 
 
146 Öffentliche Zustellung einer Anhörung zu einer 

Ordnungsverfügung 
 
An Frau Gabriele Grund-Zander, ist am 03.04.2013 unter 
dem Aktenzeichen 2.5.V.02.02.00-Ko-GZ eine Anhörung 
zum Erlass einer Ordnungsverfügung erstellt worden. 
 
Die Anhörung konnte nicht zugestellt werden, da die Be-
troffene unbekannt verzogen ist oder ihre Erreichbarkeit 
nicht hergestellt ist. 
 
Gemäß  § 10 des Landeszustellungsgesetzes NRW 
(GV. NRW. 2006 S. 94) vom 01.02.2006 wird daher die 
Anhörung durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. 
Sie gilt als zugestellt, wenn seit dem Tage dieser Be-
kanntmachung mehr als zwei Wochen vergangen sind. Mit 
der Zustellung beginnt die Frist zu Äußerung, nach deren 
Ablauf nach Aktenlage entschieden wird. 
 
 
 
 
 
 
 

1. Hiermit hebe ich meine Allgemeinverfügung vom 
03.08.2012 zur Festlegung eines Sperrbezirks zum 
Schutz vor den von der Amerikanischen Faulbrut der 
Bienen ausgehenden Gefahren auf. Die sofortige Voll-
ziehung dieser Aufhebung wird hiermit angeordnet. 
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Der Betroffene kann die Anhörung beim Kreis Lippe, Fach-
gebiet Veterinärangelegenheiten, Lebensmittelüberwa-
chung, Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold, Zimmer 
228 während der üblichen Dienstzeiten in Empfang neh-
men. 
 
Detmold, den 03.04.2013 
 
KREIS LIPPE 
Der Landrat 
FG Veterinärangelegenheiten, Lebensmittelüberwachung 
Im Auftrag 
 
 
Schliemann 

Kr.Bl. Lippe 10.04.2013 
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Stadt Bad Salzuflen 
 
147 127. Änderung des Flächennutzungsplanes 

der Stadt Bad Salzuflen, Bereich „Südlich Alte 
Landstraße“, Ortsteil Retzen  

 - Änderungsbeschluss 
 - Beschluss der frühzeitigen Öffentlichkeitsbe-

teiligung 
 
Beschlüsse des Planungs– und Stadtentwicklungs-
ausschusses vom 12.03.2013 
 
1. Änderungsbeschluss 

Die Durchführung der 127. Änderung des Flächennut-
zungsplanes für den Bereich: „Südlich Alte Landstraße“, 
Ortsteil Retzen wird gemäß § 2 Abs.1 in Verbindung mit 
§ 1 Abs. 8 Baugesetzbuch (BauGB) beschlossen. 
Gemäß § 2 Abs. 4 BauGB wird eine Umweltprüfung 
durchgeführt. 
Der Änderungsbereich ist in einem Übersichtsplan, der 
Bestandteil des Beschlusses ist, graphisch dargestellt.  
 

2. Beschluss der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung 
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit an der Pla-
nung gemäß § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) wird 
in „einfacher Form“ – Planaushang für die Dauer eines 
Monats – durchgeführt. 

 
Im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung wird 
über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung, über 
sich wesentlich unterscheidende Lösungen, die für die 
Neugestaltung oder Entwicklung eines Gebietes in Betracht 
kommen und über die voraussichtlichen Auswirkungen der 
Planung öffentlich unterrichtet. Die Öffentlichkeit kann sich 
über die Planung informieren und sich hierzu äußern. 
 
Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung wird gemäß 
§ 3 Abs. 1 BauGB in der Zeit vom 
 

29.04.2013 - 28.05.2013 
 
während der  
Öffnungszeiten 
 

 

Montag bis Mittwoch 08.00 - 16.00 Uhr 
Donnerstag 08.00 - 17.30 Uhr 
Freitag  08.00 - 12.00 Uhr 
 
im Rathaus in Bad Salzuflen, Rudolph-Brandes-Allee 
19, im Fachdienst Stadtplanung und Umwelt, 6. Ober-
geschoss (Flur), durchgeführt. 
Zusätzlich kann die Änderung des Flächennutzungsplanes 
unter  
www.bad-salzuflen.de/go/bauleitplanung im Internet einge-
sehen werden.  
Dort kann auch eine Stellungnahme abgegeben werden. 
 
Der Änderungsbereich ist in dem beigefügten Übersichts-
plan graphisch dargestellt. 
 
Stadt Bad Salzuflen, den 21.03.2013 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
 
Oberweis 

Kr.Bl. Lippe 10.04.2013 
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148 Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 1106V 

„Labormöbelfabrikation“, Ortsteile Wülfer-
Bexten und Schötmar 

 - Aufstellungsbeschluss 
 - Beschluss der frühzeitigen Öffentlichkeitsbe-

teiligung 
 
Beschlüsse des Planungs– und Stadtentwicklungs-
ausschusses vom 12.03.2013 
 
1. Aufstellungsbeschluss 

Die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 1106V "La-
bormöbelfabrikation", Ortsteile Wülfer-Bexten und 
Schötmar wird gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch 
(BauGB)  in Verbindung mit § 12 BauGB beschlossen. 
Gemäß § 2 Abs. 4 BauGB wird eine Umweltprüfung 
durchgeführt. 
Der Geltungbereich geht aus dem zu diesem Beschluss 
gehörenden Übersichtsplan hervor. 
 

2. Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung 
Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß 
§ 3 Abs. 1 BauGB wird in einfacher Form – Planaus-
hang für die Dauer eines Monats – beschlossen. 

 
Im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung wird 
über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung, über 
sich wesentlich unterscheidende Lösungen, die für die 
Neugestaltung oder Entwicklung eines Gebietes in Betracht 
kommen und über die voraussichtlichen Auswirkungen der 
Planung öffentlich unterrichtet. Die Öffentlichkeit kann sich 
über die Planung informieren und sich hierzu äußern. 
 
Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung wird gemäß 
§ 3 Abs. 1 BauGB in der Zeit vom 
 

29.04.2013 bis 28.05.2013 
 
während der  
Öffnungszeiten 
 

 

Montag bis Mittwoch 08.00 - 16.00 Uhr 
Donnerstag 08.00 - 17.30 Uhr 
Freitag  08.00 - 12.00 Uhr 
 
im Rathaus in Bad Salzuflen, Rudolph-Brandes-Allee 
19, im Fachdienst Stadtplanung und Umwelt, 6. Ober-
geschoss (Flur), durchgeführt. 
Zusätzlich kann der Bebauungsplanentwurf unter  
www.bad-salzuflen.de/go/bauleitplanung im Internet einge-
sehen werden. Dort kann auch eine Stellungnahme abge-
geben werden. 
 
Der Geltungsbereich ist in dem beigefügten Übersichtsplan 
grafisch dargestellt. 
 
Stadt Bad Salzuflen, den  21.03.2013 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
 
Oberweis 

Kr.Bl. Lippe 10.04.2013 
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149 Bebauungsplan Nr. 0906 „Südlich Alte Land-

straße“, Ortsteil Retzen 
 - Aufstellungsbeschluss 
 - Beschluss der frühzeitigen Öffentlichkeitsbe-

teiligung 
 
Beschlüsse des Planungs– und Stadtentwicklungs-
ausschusses vom 12.03.2013 
 
1. Aufstellungsbeschluss 

Die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 0906 "Süd-
lich Alte Landstraße", Ortsteil Retzen wird gemäß 
§ 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) beschlossen. 
Gemäß § 2 Abs. 4 BauGB wird eine Umweltprüfung 
durchgeführt. 
Der Geltungbereich geht aus dem zu diesem Beschluss 
gehörenden Übersichtsplan hervor. 
 

2. Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung 
Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß 
§ 3 Abs. 1 BauGB wird in einfacher Form – Planaus-
hang für die Dauer eines Monats – beschlossen. 

 
Im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung wird 
über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung, über 
sich wesentlich unterscheidende Lösungen, die für die 
Neugestaltung oder Entwicklung eines Gebietes in Betracht 
kommen und über die voraussichtlichen Auswirkungen der 
Planung öffentlich unterrichtet. Die Öffentlichkeit kann sich 
über die Planung informieren und sich hierzu äußern. 
 
Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung wird gemäß 
§ 3 Abs. 1 BauGB in der Zeit vom 
 

29.04.2013 bis 28.05.2013 
 
während der Öffnungs-
zeiten 
 

 

Montag bis Mittwoch 08.00 - 16.00 Uhr 
Donnerstag 08.00 - 17.30 Uhr 
Freitag  08.00 - 12.00 Uhr 
 
im Rathaus in Bad Salzuflen, Rudolph-Brandes-Allee 
19, im Fachdienst Stadtplanung und Umwelt, 6. Ober-
geschoss (Flur), durchgeführt. 
Zusätzlich kann der Bebauungsplanentwurf unter  
www.bad-salzuflen.de/go/bauleitplanung im Internet einge-
sehen werden. Dort kann auch eine Stellungnahme abge-
geben werden. 
 
Der Geltungsbereich ist in dem beigefügten Übersichtsplan 
grafisch dargestellt. 
 
Stadt Bad Salzuflen, den  21.03.2013 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
 
Oberweis 

Kr.Bl. Lippe 10.04.2013 
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Stadt Barntrup 
 
150 Öffentliche Zustellung der Bescheide vom 

07.01.2013 der Stadt Barntrup über die Grund-
besitzabgaben 2013 für das Grundstück "Im 
Wietrog 10" und über Hundesteuer für das 
Jahr 2013 sowie des Bescheides vom 
05.01.2013 des Wasserwerkes der Stadt Barn-
trup über die Jahresabrechnung 2012 und die 
Vorauszahlungen 2013 für Wasser und 
Schmutzwasser für das Grundstück "Im 
Wietrog 10"  

 
Empfänger: Herr 
  Mario Quaß 
 
Eine Zustellung der o.g. Bescheide war bislang nicht mög-
lich.  
 
Aus diesem Grunde wird gemäß § 10 Abs. 1 Nr. 1 Verwal-
tungszustellungsgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen 
vom 07.03.2006 (GV NRW S. 94) – LZG NRW – in der 
Fassung des Gesetzes vom 16.11.2010 die vorgenannten 
Bescheide öffentlich zugestellt. Durch diese öffentliche Zu-
stellung der Dokumente können Fristen in Gang gesetzt 
werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen. 
 
Die Bescheide kann der Empfänger in den Zimmern 15 und 
15 a (Rathaus Mittelstraße 38, Finanzabteilung, 32683 
Barntrup) während der allgemeinen Dienststunden einse-
hen und in Empfang nehmen.  
 
Die Bescheide gelten als zugestellt, wenn seit dem Tage 
der Veröffentlichung dieser Bekanntmachung zwei Wochen 
verstrichen sind (§ 10 Abs. 2 LZG NRW). 
 
 
Dahle  

Kr.Bl. Lippe 10.04.2013 
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Stadt Blomberg 
 
151 Gebührensatzung für die kommunalen Fried-

höfe der Stadt Blomberg vom 22. März 2013 
 
Aufgrund der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in Verbindung mit 
den §§  1, 2 und 4 des Kommunalabgabengesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW), jeweils in der zur 
Zeit gültigen Fassung, hat der Rat der Stadt Blomberg in 
seiner Sitzung am 21. März 2013 folgende Gebührensat-
zung für die kommunalen Friedhöfe der Stadt Blomberg 
beschlossen: 
 
Für die Benutzung der kommunalen Friedhöfe der Stadt 
Blomberg und deren Einrichtungen werden folgende Ge-
bühren erhoben: 
 

§ 1 
Grabnutzungsgebühren 

 
1. Reihengrab  
    
 a) für Verstorbene bis 5 Jahre 977,67 € 
    
 b) für Verstorbene über 5 Jahre 1.250,70 € 
    
2. Wahlgrab je Jahr und Stelle 44,96 € 
    
3. Aschenbeisetzung  
    
 a) Urnenreihengrab 1.011,15 € 
    
 b) Urnenwahlgrab je Jahr und 

Grabstelle 
 

33,71 € 
 

 c) für die Beisetzung jeder weiteren 
Urne auf einer vorhandenen Grab-
stelle (höchstens zwei auf einem 
Einzelgrab) je Jahr Restnutzungs-
zeit der Grabstelle 

 
 
 
 

30,00 € 
    
 d) Aschenstreufeld 600,00 € 
 
4. Wird durch die Belegung eines Wahlgrabes unter Be-

rücksichtigung der gesetzlichen Ruhefrist die Nutzungs-
dauer überschritten, auch wenn die Grabstelle noch 
nicht belegt war, so ist unter Beachtung des § 12 der 
Friedhofssatzung der Stadt Blomberg für jedes ange-
fangene Jahr der Überschreitung für sämtliche Grabstel-
len eine Nutzungsgebühr nachzuzahlen: 
 

 a) bei Wahlgräbern je Jahr und Grab-
stelle  

 
30,00 €  

    
 b) bei Urnenwahlgräbern je Jahr und 

Grabstelle 
 

30,00 € 
    
 c) Die unter a) festgesetzte Gebühr wird auch für die 

Verlängerung der Nutzungsrechte an Wahlgräbern 
nach Ablauf der Nutzungszeit erhoben. Für Grab-
stellen, die noch nicht vollständig belegt sind und 
nach dem Willen der Angehörigen nicht belegt 
werden sollen, 
wird diese Gebühr nur für die belegten Stellen er-
hoben. 

 

 
§ 2 

Allgemeine Gebühr 
 
1. Grabbereitung  

und sonstige Tätigkeit des Friedhofspersonals 
    
 a) für Verstorbene bis 5 Jahre 132,00 € 
    
 b) für Verstorbene über 5 Jahre  

 
  1. Reihengrab 321,00 € 
    
  2. Wahlgrab 397,00 € 
    
 c) Urnengrab 170,00 € 

 
 d) Verstreuung der Asche auf dem 

Aschenstreufeld 
 

57,00 € 
 

2. Benutzung der Friedhofskapelle  
    
 a) für die Benutzung der  

Friedhofskapelle 
 

255,26 € 
    
 b) für die Benutzung des  

Harmoniums 
 

20,00 € 
    
 c) für die Benutzung der  

Leichenkammer 
 

80,00 € 
 

§ 3 
Verwaltungsgebühren, sonstige Gebühren 

 
1. Erteilung einer Erlaubnis zum Aufstellen 

von Gedenkzeichen und sonstigen bauli-
chen Anlagen 

 
 

21,00 € 
    
2. Bearbeitung eines Antrags auf  

Umbettung 
 

20,00 € 
 
3. Für Umbettungen erfolgt die Gebührenerhebung nach 

dem tatsächlichem Zeit- und Sachaufwand. 
    
4. Für Bestattungsleistungen der Stadt nach § 2 Ziffer 1 

(Grabbereitung), die auf Veranlassung der Angehörigen 
außerhalb der üblichen Betriebszeit vorgenommen 
werden, wird ein Zuschlag von 50 % der jeweiligen Ge-
bühr erhoben. 

 
§ 4 

Grabpflege für Sondergrabstellen 
 
1. Der Gebührenzeitraum wird für die Dauer der Belegung 

auf 30 Jahre festgesetzt. Die Gebühren sind im Voraus 
zu entrichten.  

    
 a) Grabpflege pro Jahr je Stelle 62,40 € 
    
 b) Grabpflege für 30 Jahre je Stelle 1.872,00 € 
    
2. Bei Verlängerung der Nutzungsdauer richten sich die 

Gebühren pro Jahr und Stelle nach dem dann gültigen 
Gebührensatz. Die Gebühren sind für die Dauer der er-
neuten Nutzungszeit im Voraus zu entrichten.  
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3. Bei einem Wiedererwerb nach Ablauf der Nutzungszeit 

richten sich die Gebühren pro Jahr und Stelle nach dem 
dann gültigen Gebührensatz. Die Gebühren sind für die 
Dauer der erneuten Nutzungszeit im Voraus zu entrich-
ten. 

 
§ 5 

Schlussbestimmungen 
 
Die Gebühren sind innerhalb von vier Wochen nach Zu-
gang des Gebührenbescheides an die Stadtkasse Blom-
berg zu zahlen. Zur Zahlung der Gebühren sind diejenigen 
Personen verpflichtet, welche die Einrichtungen der Fried-
höfe und die sonstigen Leistungen der Friedhofsverwaltung 
in Anspruch nehmen. Erfolgt die Inanspruchnahme auf An-
trag oder im Interesse mehrerer Personen, so haftet jeder 
Einzelne als Gesamtschuldner. Daneben haftet für die Ge-
bührenschuld auch derjenige, der die Leistungen im Inte-
resse eines Dritten in Auftrag gibt. Rückständige Gebühren 
werden im Verwaltungszwangsverfahren eingetrieben. 
 

§ 6 
In-Kraft-Treten 

 
Diese Gebührensatzung tritt am 1. Mai 2013 in Kraft. Mit 
dem gleichen Tag tritt die Gebührensatzung für die kom-
munalen Friedhöfe der Stadt Blomberg vom 
1. Februar 2011 außer Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Gebührensatzung für die kommunalen 
Friedhöfe der Stadt Blomberg wird hiermit öffentlich be-
kannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss (Ratsbe-

schluss) vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Blomberg, den 22. März 2013 
 
Stadt Blomberg 
Der Bürgermeister 
 
 
Geise 

Kr.Bl. Lippe 10.04.2013 
 
 
 

 
152 5. Änderung des Flächennutzungsplanes der 

Stadt Blomberg, 
 hier: Wirksamwerden nach Durchführung des 

Genehmigungsverfahrens 
 
Die Bezirksregierung Detmold hat mit Verfügung vom 
26. Februar 2013, Az.: 35.21.10-504/B.124, die 5. Ände-
rung des Flächennutzungsplanes gem. § 6 Abs. 1 Bauge-
setzbuch (BauGB) in der zur Zeit gültigen Fassung geneh-
migt. Lage und Umfang der Flächennutzungsplanänderung 
sind aus dem dieser Bekanntmachung beigefügten Karten-
auszug ersichtlich. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Gemäß § 6 Abs. 5 des Baugesetzbuches (BauGB) in der 
zur Zeit geltenden Fassung wird die Durchführung des Ge-
nehmigungsverfahrens für die Änderung des Flächennut-
zungsplanes hiermit ortsüblich bekannt gemacht. Mit Voll-
zug dieser Bekanntmachung wird die Änderung rechtswirk-
sam. 
 
Die 5. Änderung des Flächennutzungsplanes liegt ein-
schließlich Begründung im Fachbereich 60 – Bauen und 
Stadtentwicklung – der Stadt Blomberg, Marktplatz 6, 
II. Obergeschoß, 32825 Blomberg, vom Tage dieser Be-
kanntmachung an während der Dienststunden zu jeder-
manns Einsichtnahme öffentlich aus.  
 

Hinweise 
 
1. Es wird darauf hingewiesen, daß eine Verletzung der 

in § 214 Abs.1 Satz 1 bis 3 des Baugesetzbuches be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften unbe-
achtlich ist, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit 
dieser Bekanntmachung gegenüber der Gemeinde 
schriftlich geltend gemacht worden ist. 
 
Mängel der Abwägung sind gemäß § 215 Abs.1 Nr. 3 
Baugesetzbuch ebenfalls unbeachtlich, wenn sie nicht 
innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden 
sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung von Verfah-
rens- und Formvorschriften begründen soll, ist darzu-
legen. 

 
2. Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 

der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser 
Flächennutzungsplanänderung kann gemäß 
§ 7 Abs. 6 GO NW nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht 
werden, es sei denn 

 
a. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b. der Beschluss über den Flächennutzungsplan ist 

nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht 
worden, 

 
c. der Bürgermeister hat den Feststellungsbeschluss 

vorher beanstandet oder 
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d. der Form- und Verfahrensfehler ist gegenüber der 

Stadt Blomberg vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
Blomberg, 12. März 2013 
 
 
Geise 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 10.04.2013 
 
 
 
153 12. Änderung des Bebauungsplanes Nr.  01/12 

„Im Felde Ohlentrup“ der Stadt Blomberg, 
 hier: Satzungsbeschluss und Inkrafttreten 
 
Der Rat der Stadt Blomberg hat in seiner Sitzung am 
8. November 2012 gem. §§ 7 und 41 der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) in der 
zurzeit gültigen Fassung i.V.m. § 10 Baugesetzbuch 
(BauGB) in der z.Zt. gültigen Fassung die 12. Änderung 
des Bebauungsplanes 01/12 der Stadt Blomberg ein-
schließlich Begründung als Satzung beschlossen. Die Lage 
des Bebauungsplangebietes ist dem beigefügten Über-
sichtsplan zu entnehmen. Mit Vollzug dieser Bekanntma-
chung wird die 12. Änderung des Bebauungsplanes 01/12 
der Stadt Blomberg rechtsverbindlich. 
 
Der Bebauungsplan liegt einschließlich Begründung im 
Fachbereich 60 – Bauen und Stadtentwicklung – der Stadt 
Blomberg, Marktplatz 2, I. Obergeschoß, 32825 Blomberg, 
vom Tage dieser Bekanntmachung an während der Dienst-
stunden zu jedermanns Einsichtnahme öffentlich aus. Je-
dermann kann Auskunft über den Inhalt des Bebauungs-
planes einschließlich Begründung verlangen. 
 

Hinweise 
 
1. Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung der 

in § 214 Abs.1 Satz 1 bis 3 des Baugesetzbuches be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften unbe-
achtlich ist, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit 
dieser Bekanntmachung gegenüber der Gemeinde 
schriftlich geltend gemacht worden ist. 
 
Mängel der Abwägung sind gemäß § 215 Abs.1 Nr.3 
Baugesetzbuch ebenfalls unbeachtlich, wenn sie nicht 
innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden 
sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung von Verfah-
rens- und Formvorschriften begründen soll, ist darzu-
legen. 
 

2. Auf die Vorschriften des § 44 Abs.3 Satz 1 und 2 so-
wie Abs.4 des Baugesetzbuches über die Entschädi-
gungen von durch den Bebauungsplan eingetretenen 
Vermögensnachteilen sowie über die Fälligkeit und 
das Erlöschen entsprechender Entschädigungsan-
sprüche wird hingewiesen. 

 
 
 
 
 
 
 

 
3. Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 

der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser 
Satzung kann gemäß § 7 Abs. 6 GO NW nach Ablauf 
eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr 
geltend gemacht werden, es sei denn 

 
a. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b. die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 

bekannt gemacht worden, 
 

c. der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss 
vorher beanstandet oder 

 
d. der Form- und Verfahrensfehler ist gegenüber der 

Stadt Blomberg vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
Blomberg, den 12. März 2013 
 
 
Geise 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 10.04.2013 
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154 Auflegung der Vorschlagsliste für die Wahl der 

Schöffinnen und Schöffen für die Strafkam-
mern des Landgerichts Detmold und für die 
gemeinsamen Schöffengerichte im Landge-
richtsbezirk Detmold für die Geschäftsjahre 
2014 - 2018 

 
Der Rat der Stadt Blomberg hat in seiner Sitzung am 
21.03.2013 die Vorschlagsliste für die Wahl der Schöffin-
nen und Schöffen für die Strafkammern des Landgerichts 
Detmold für die Geschäftsjahre 2014 - 2018 gem. 
§§ 36 Abs. 3 und 77 Abs. 1 des Gerichtsverfassungsgeset-
zes (GVG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
09. Mai 1975 –BGBl. I S. 1077 in der zurzeit gültigen Fas-
sung aufgestellt. 
 
Die Vorschlagsliste liegt in der Zeit vom 29. April 2013 bis 
einschl. 08. Mai 2013 
 

im Rathaus der Stadt Blomberg, 
Zimmer 20, Marktplatz 1, 32825 Blomberg 

 
während der Dienststunden zu jedermanns Einsichtnahme 
öffentlich aus. 
 
Gegen die Vorschlagsliste kann gem. § 37 GVG innerhalb 
einer Woche, gerechnet vom Ende der Auflegungsfrist, 
schriftlich oder zu Protokoll mit der Begründung Einspruch 
erhoben werden, dass in die Vorschlagsliste Personen auf-
genommen sind, die nach §§ 33 und 34 GVG nicht aufge-
nommen werden sollten. 
 
Der Einspruch ist schriftlich oder durch mündliche Erklä-
rung zur Niederschrift im Rathaus, Zimmer 20, Marktplatz 
1, 32825 Blomberg, einzulegen. 
 
Blomberg, d. 04.04.2013  
 
Stadt Blomberg 
Der Bürgermeister 
 
 
Geise 

Kr.Bl. Lippe 10.04.2013 
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Stadt Detmold 
 
155 Planfeststellung für den (Ersatz-)Neubau der 

110-kV-Hochspannungsfreileitung der E.ON 
Westfalen-Weser AG vom Umspannwerk 
Dörentrup-Stumpenhagen zum Umspannwerk 
Lage 

 
Die E.ON Westfalen-Weser AG hat für den Neubau der 
110-kV-Hochspannungsfreileitung vom Umspannwerk 
Dörentrup-Stumpenhagen bis zum Umspannwerk Lage die 
Durchführung des Planfeststellungsverfahrens beantragt. 
Vorgesehen ist, die vorhandene 110-kV-
Hochspannungsfreileitung Stumpenhagen-Lage unter weit-
gehender Nutzung des bestehenden Schutzstreifens durch 
einen Neubau zu ersetzen, der im Raum Lage-Heiden eine 
Bündelung mit der 110-kV-Hochspannungsfreileitung Lage-
Vahlhausen vorsieht und daher dort auch Umbaumaßnah-
men dieser Leitung beinhaltet. 
 
Für das Bauvorhaben einschließlich der damit im Zusam-
menhang stehenden notwendigen Änderungsmaßnahmen 
am bestehenden Stromleitungsnetz werden Grundstücke 
beansprucht in der 

• Gemeinde Dörentrup, Gemarkungen Hillentrup 
und Wendlinghausen 

• Stadt Lemgo, Gemarkungen Voßheide, Brake, 
Wahmbeck und Trophagen 

• Stadt Detmold, Gemarkung Bentrup 
• Stadt Lage, Gemarkungen Heiden und Lage  

 
Der Plan (Zeichnungen und Erläuterungen) liegt in der Zeit 
 

vom 18. April 2013 bis zum 17. Mai 2013 
 
zur allgemeinen Einsichtnahme aus, und zwar bei der  
 

Stadt Detmold, 
Fachbereich Stadtentwicklung, 

Ferdinand-Brune-Haus, 1. Etage, Hintergebäude, 
Rosental 21, 32756 Detmold 

 
während der folgenden Öffnungszeiten: 
montags bis donnerstags von  07:00 Uhr bis 17:30 Uhr, 

freitags von 07:00 Uhr bis 12:30 Uhr. 

 
1.   Jeder kann bis spätestens zwei Wochen nach Ab-

lauf der Auslegungsfrist, das ist bis zum  
 

31. Mai 2013, 
 

• bei der Bezirksregierung Detmold, Dezernat 25, 
Leopoldstraße 15, 32756 Detmold sowie  

• bei der Stadt Detmold (Anschrift siehe oben)  
  

Einwendungen gegen den Plan schriftlich oder zur 
Niederschrift erheben. Die Einwendung muss den 
geltend gemachten Belang und das Maß seiner Be-
einträchtigung erkennen lassen. 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Nach Ablauf dieser Frist sind Einwendungen ausge-
schlossen (§ 43a Nr. 7 S. 1 des Energiewirtschafts-
gesetzes – EnWG – und § 73 Abs. 4 des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes NRW). Einwendungen 
und Stellungnahmen der Vereinigungen sind nach 
Ablauf dieser Frist ebenfalls ausgeschlossen 
(§ 43a S. Nr. 7 S. 2 EnWG). 
 
Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen 
auf Unterschriftenlisten unterzeichnet wurden, ist 
auf jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite ein 
Unterzeichner mit Namen und Anschrift als Vertreter 
der übrigen Unterzeichner zu benennen. Gleiches 
gilt für Einwendungen die in vervielfältigter Form mit 
gleichlautendem Text eingereicht werden (gleich-
förmige Eingabe). Andernfalls können diese Ein-
wendungen unberücksichtigt bleiben. 

 
2.  Diese Bekanntmachung dient auch der Benachrich-

tigung der nach § 3 Umweltrechtsbehelfsgesetz 
(UmwRG) anerkannten Naturschutzvereinigungen 
bzw. den nach Landesrecht anerkannten Natur-
schutzvereinen oder den sonstigen Vereinigungen, 
soweit sich diese für den Umweltschutz einsetzen 
und nach in anderen gesetzlichen Vorschriften zur 
Einlegung von Rechtsbehelfen in Umweltangele-
genheiten vorgesehenen Verfahren anerkannt sind, 
von der Auslegung dieses Plans.  

 
3.  Rechtzeitig erhobene Einwendungen werden in ei-

nem Termin erörtert, der noch ortsüblich bekannt 
gemacht wird. 

  Diejenigen, die fristgerecht Einwendungen erhoben 
haben, bzw. bei gleichförmigen Einwendungen de-
ren Vertreter, werden vor dem Termin gesondert 
benachrichtigt. Sind mehr als 50 Benachrichtigun-
gen vorzunehmen, so können sie durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt werden. 

  Die Vertretung durch einen Bevollmächtigten ist 
möglich. Die Bevollmächtigung ist durch eine schrift-
liche Vollmacht nachzuweisen, die zu den Akten der 
Anhörungsbehörde zu geben ist. 

  Bei Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörte-
rungstermin kann auch ohne ihn verhandelt werden. 
Das Anhörungsverfahren ist mit Abschluss des Er-
örterungstermins beendet. 

  Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich. 
 
4.  Durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, Erhe-

bung von Einwendungen und Stellungnahmen, Teil-
nahme am Erörterungstermin oder durch Vertreter-
bestellung entstehende Kosten werden nicht erstat-
tet.  

 
5.  Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in 

der Planfeststellung dem Grunde nach zu entschei-
den ist, werden nicht in dem Erörterungstermin, 
sondern in einem gesonderten Entschädigungsver-
fahren behandelt.  

 
6.  Über die Einwendungen wird nach Abschluss des 

Anhörungsverfahrens durch die Planfeststellungs-
behörde entschieden. Die Zustellung der Entschei-
dung (Planfeststellungsbeschluss) an die Einwender 
und diejenigen, die eine Stellungnahme abgegeben 
haben, kann durch öffentliche Bekanntmachung er-
setzt werden, wenn mehr als 50 Zustellungen vor-
zunehmen sind.  



 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 253 
 

 

 
7.    Vom Beginn der Auslegung des Planes tritt die Ver-

änderungssperre nach § 44a Abs. 1 und 2 EnWG in 
Kraft. Darüber hinaus steht ab diesem Zeitpunkt der 
Vorhabenträgerin ein Vorkaufsrecht an den vom 
Plan betroffenen Flächen zu (§ 44a Abs. 3 EnWG). 

 
Detmold, 27.03.2013 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Lammering 

Kr.Bl. Lippe 10.04.2013 
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Gemeinde Extertal 
 
156 Bebauungsplan Nr. 01/05 der Gemeinde Exter-

tal, OT Almena, für das Gebiet „Westlich der 
Kirchstraße“; 

 
 Öffentliche Bekanntmachung des Beschlusses 

über die Aufhebung des Planaufstellungsver-
fahrens 

 
Nach Aktenlage der Gemeinde Extertal hat der Rat der 
Gemeinde Extertal am 30. September 1975 den Aufstel-
lungsbeschluss über den Bebauungsplan Nr. 01/05 der 
Gemeinde Extertal, OT Almena, für das Gebiet „Westlich 
der Kirchstraße“, gefasst. Der letzte aktenkundige Be-
schluss des Rates der Gemeinde Extertal datiert vom 
14. Februar 1980 („Auslegungsbeschluss“ über den Be-
bauungsplan). Der Bau- und Planungsausschuss hat am 
08. August 1985 beschlossen, dass das Verfahren zur Auf-
stellung des Bebauungsplanes zurzeit nicht fortgeführt 
werden soll.   Eine Genehmigung der Bezirksregierung 
Detmold liegt nicht vor. Eine Inkraftsetzung des Bebau-
ungsplanes ist nicht erfolgt. Vielmehr wurde der räumliche 
Geltungsbereich in der Verwaltungspraxis dem Außenbe-
reich gemäß § 35 BauGB zugeordnet 
 
Für den genannten Bebauungsplan ist zwar der Aufstel-
lungsbeschluss  gefasst, das Aufstellungsverfahren ist aber 
irgendwo auf der Arbeitsache zwischen den (frühzeitigen) 
Beteiligungsverfahren und der Inkraftsetzung des Bebau-
ungsplanes stehengeblieben ist. Es wird in der Rechtslite-
ratur dringend angeraten zwecks Klarstellung diese Be-
schlüsse aufzuheben, wenn sich ein aktueller Bedarf ergibt.  
Diese dauerhaft in Aufstellung befindlichen Bebauungsplä-
ne können vom Rat ohne die Durchführung eines weiteren 
Verfahrens aufgehoben werden. Dieser Beschluss ist zu 
seiner Rechtswirksamkeit ortsüblich bekannt zu machen. 
 
Der Rat der Gemeinde Extertal hat daher in seiner Sitzung 
am 28. Februar 2013 den Beschluss über die Aufhebung 
des Planaufstellungsverfahrens über den Bebauungsplan 
Nr. 01/05 der Gemeinde Extertal, OT Almena, für das Ge-
biet „Westlich der Kirchstraße“, gefasst. 
 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
Nr. 01/05 der Gemeinde Extertal, OT Almena, für das Ge-
biet „Westlich der Kirchstraße“, geht aus der beigefügten 
kartografischen Abbildung hervor, die Bestandteil der öf-
fentlichen Bekanntmachung ist. 
 
Der Beschluss über die Aufhebung des Planaufstellungs-
verfahrens über den Bebauungsplan Nr. 01/05 der Ge-
meinde Extertal, OT Almena, für das Gebiet  „Westlich der 
Kirchstraße“,  wird hiermit gemäß § 2 Abs. 1 BauGB öffent-
lich bekannt gemacht. 
 
gez. 
 
(Hoppenberg) 
Bürgermeister 
 
GEMEINDE EXTERTAL 
Der Bürgermeister 
FB II.1 / Da 
 
 
Extertal, 04.03.2013 

Kr.Bl. Lippe 10.04.2013 
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157 Bebauungsplan Nr. 01/06 der Gemeinde Exter-

tal, OT Almena, für das Gebiet „Rosenberg-
weg“; 

 
 Öffentliche Bekanntmachung des Beschlusses 

über die Aufhebung des Planaufstellungsver-
fahrens 

 
Nach Aktenlage der Gemeinde Extertal hat der Rat der 
Gemeinde Extertal am 25. September 1984 den Aufstel-
lungsbeschluss und am 20. Februar 1986 Satzungsbe-
schluss über den Bebauungsplan Nr. 01/06 der Gemeinde 
Extertal, OT Almena, für das Gebiet „Rosenbergweg“ ge-
fasst. Die Bezirksregierung Detmold hat am 07. April 1986 
die Genehmigung über den Bebauungsplan versagt. Eine 
Inkraftsetzung des Bebauungsplanes ist nicht erfolgt. Viel-
mehr wurde der räumliche Geltungsbereich in der Verwal-
tungspraxis dem Innenbereich gemäß § 34 BauGB zuge-
ordnet. 
 
Für den genannten Bebauungsplan ist zwar der Aufstel-
lungsbeschluss  gefasst, das Aufstellungsverfahren ist aber 
irgendwo auf der Arbeitsache zwischen den (frühzeitigen) 
Beteiligungsverfahren und der Inkraftsetzung des Bebau-
ungsplanes stehengeblieben ist. Es wird in der Rechtslite-
ratur dringend angeraten zwecks Klarstellung diese Be-
schlüsse aufzuheben, wenn sich ein aktueller Bedarf ergibt.  
Diese dauerhaft in Aufstellung befindlichen Bebauungsplä-
ne können vom Rat ohne die Durchführung eines weiteren 
Verfahrens aufgehoben werden. Dieser Beschluss ist zu 
seiner Rechtswirksamkeit ortsüblich bekannt zu machen. 
 
Der Rat der Gemeinde Extertal hat daher in seiner Sitzung 
am 28. Februar 2013 den Beschluss über die Aufhebung 
des Planaufstellungsverfahrens über den Bebauungsplan 
Nr. 01/06 der Gemeinde Extertal, OT Almena, für das Ge-
biet „Rosenbergweg“, gefasst. 
 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
Nr. 01/06 der Gemeinde Extertal, OT Almena, für das Ge-
biet „Rosenbergweg“ geht aus der beigefügten kartografi-
schen Abbildung hervor, die Bestandteil der öffentlichen 
Bekanntmachung ist. 
 
Der Beschluss über die Aufhebung des Planaufstellungs-
verfahrens über den Bebauungsplan Nr. 01/06 der Ge-
meinde Extertal, OT Almena, für das Gebiet  „Rosenberg-
weg“,  wird hiermit gemäß § 2 Abs. 1 BauGB öffentlich be-
kannt gemacht. 
 
gez. 
 
(Hoppenberg) 
Bürgermeister 
 
GEMEINDE EXTERTAL 
Der Bürgermeister 
FB II.1 / Da 
 
 
Extertal, 04.03. 2013 

Kr.Bl. Lippe 10.04.2013 
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158 Bebauungsplan Nr. 02/01 der Gemeinde Exter-

tal, OT Asmissen, für das Gebiet „Senken-
berg“; 

 
 Öffentliche Bekanntmachung des Beschlusses 

über die Aufhebung des Planaufstellungsver-
fahrens 

 
Nach Aktenlage kann ein Aufstellungsbeschluss über den 
Bebauungsplan Nr. 02/01 der Gemeinde Extertal, OT As-
missen, für das Gebiet „Senkenberg“ nicht nachgewiesen 
werden. Es bestehen für das Plangebiet eine Reihe von 
Teilbebauungsplänen der ehemaligen Gemeinde Asmissen 
(„Auf der Mühlenbreite“), deren Rechtskraftseintretung 
nicht zu klären ist. Aus dem Jahre 1961 datiert ein diese 
Teilbebauungspläne zusammenfassender und modifizie-
render Bebauungsplanentwurf.  Eine Genehmigung der 
Bezirksregierung Detmold liegt nicht vor. Eine Inkraftset-
zung des Bebauungsplanes ist nicht erfolgt. Vielmehr wur-
de der räumliche Geltungsbereich in der Verwaltungspraxis 
dem Innenbereich gemäß § 34 BauGB zugeordnet. 
 
Für den genannten Bebauungsplan ist zwar der Aufstel-
lungsbeschluss  gefasst, das Aufstellungsverfahren ist aber 
irgendwo auf der Arbeitsache zwischen den (frühzeitigen) 
Beteiligungsverfahren und der Inkraftsetzung des Bebau-
ungsplanes stehengeblieben ist. Es wird in der Rechtslite-
ratur dringend angeraten zwecks Klarstellung diese Be-
schlüsse aufzuheben, wenn sich ein aktueller Bedarf ergibt.  
Diese dauerhaft in Aufstellung befindlichen Bebauungsplä-
ne können vom Rat ohne die Durchführung eines weiteren 
Verfahrens aufgehoben werden. Dieser Beschluss ist zu 
seiner Rechtswirksamkeit ortsüblich bekannt zu machen. 
 
Der Rat der Gemeinde Extertal hat daher in seiner Sitzung 
am 28. Februar 2013 den Beschluss über die Aufhebung 
des Planaufstellungsverfahrens über den Bebauungsplan 
Nr. 02/01 der Gemeinde Extertal, OT Asmissen, für das 
Gebiet „Senkenberg“, gefasst. 
 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
Nr. 02/01 der Gemeinde Extertal, OT Asmissen, für das 
Gebiet „Senkenberg“ geht aus der beigefügten kartografi-
schen Abbildung hervor, die Bestandteil der öffentlichen 
Bekanntmachung ist. 
 
Der Beschluss über die Aufhebung des Planaufstellungs-
verfahrens über den Bebauungsplan Nr. 02/01 der Ge-
meinde Extertal, OT Asmissen, für das Gebiet  „Senken-
berg“,  wird hiermit gemäß § 2 Abs. 1 BauGB öffentlich be-
kannt gemacht. 
 
gez. 
 
(Hoppenberg) 
Bürgermeister 
 
GEMEINDE EXTERTAL 
Der Bürgermeister 
FB II.1 / Da 
 
 
Extertal, 04.03.2013 

Kr.Bl. Lippe 10.04.2013 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 259 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



260 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

 

 
159 Bebauungsplan Nr. 02/06 der Gemeinde Exter-

tal, OT Asmissen, für das Gebiet „Linderhofe“; 
 
 Öffentliche Bekanntmachung des Beschlusses 

über die Aufhebung des Planaufstellungsver-
fahrens 

 
Nach Aktenlage der Gemeinde Extertal hat der Rat der 
Gemeinde Extertal am 29. April 1982 den Aufstellungsbe-
schluss über den Bebauungsplan Nr. 02/06 der Gemeinde 
Extertal, OT Asmissen, für das Gebiet „Linderhofe“, ge-
fasst. Das Planaufstellungsverfahren ist über den Aufstel-
lungsbeschluss nicht hinweg gekommen. Eine Inkraftset-
zung des Bebauungsplanes ist nicht erfolgt. Vielmehr wur-
de der räumliche Geltungsbereich in der Verwaltungspraxis 
dem Außenbereich gemäß § 35 BauGB zugeordnet.  
 
Für den genannten Bebauungsplan ist zwar der Aufstel-
lungsbeschluss  gefasst, das Aufstellungsverfahren ist aber 
irgendwo auf der Arbeitsache zwischen den (frühzeitigen) 
Beteiligungsverfahren und der Inkraftsetzung des Bebau-
ungsplanes stehengeblieben ist. Es wird in der Rechtslite-
ratur dringend angeraten zwecks Klarstellung diese Be-
schlüsse aufzuheben, wenn sich ein aktueller Bedarf ergibt.  
Diese dauerhaft in Aufstellung befindlichen Bebauungsplä-
ne können vom Rat ohne die Durchführung eines weiteren 
Verfahrens aufgehoben werden. Dieser Beschluss ist zu 
seiner Rechtswirksamkeit ortsüblich bekannt zu machen. 
 
Der Rat der Gemeinde Extertal hat daher in seiner Sitzung 
am 28. Februar 2013 den Beschluss über die Aufhebung 
des Planaufstellungsverfahrens über den Bebauungsplan 
Nr. 02/06 der Gemeinde Extertal, OT Asmissen, für das 
Gebiet „Linderhofe“, gefasst. 
 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
Nr. 02/06 der Gemeinde Extertal, OT Asmissen, für das 
Gebiet „Linderhofe“ geht aus der beigefügten kartografi-
schen Abbildung hervor, die Bestandteil der öffentlichen 
Bekanntmachung ist. 
 
Der Beschluss über die Aufhebung des Planaufstellungs-
verfahrens über den Bebauungsplan Nr. 02/06 der Ge-
meinde Extertal, OT Asmissen, für das Gebiet  „Linderho-
fe“,  wird hiermit gemäß § 2 Abs. 1 BauGB öffentlich be-
kannt gemacht. 
 
gez. 
 
(Hoppenberg) 
Bürgermeister 
 
GEMEINDE EXTERTAL 
Der Bürgermeister 
FB II.1 / Da 
 
 
Extertal, 04.03. 2013 

Kr.Bl. Lippe 10.04.2013 
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160 Bebauungsplan Nr. 02/08 der Gemeinde Exter-

tal, OT Asmissen, für das Gebiet „Kenter-
kamp“; 

 
 Öffentliche Bekanntmachung des Beschlusses 

über die Aufhebung des Planaufstellungsver-
fahrens 

 
Nach Aktenlage der Gemeinde Extertal hat der Rat der 
Gemeinde Extertal am 06. März 1989 den Aufstellungsbe-
schluss über den Bebauungsplan Nr. 02/08 der Gemeinde 
Extertal, OT Asmissen, für das Gebiet „Kenterkamp“ ge-
fasst. Der Rat der Gemeinde Extertal hat in seiner Sitzung 
am 03. Mai 1990 den Beschluss gefasst, den Aufstellungs-
beschluss aufzuheben. Eine Genehmigung der Bezirksre-
gierung Detmold liegt nicht vor. Eine Inkraftsetzung des 
Bebauungsplanes ist nicht erfolgt. Vielmehr wurde der 
räumliche Geltungsbereich in der Verwaltungspraxis dem 
Außenbereich gemäß § 35 BauGB (grüne Darstellung) 
bzw. dem Innenbereich gemäß § 34 BauGB (rote Darstel-
lung) zugeordnet. Der Aufhebungsbeschluss aus dem Jah-
re 1990 ist nicht öffentlich bekannt gemacht worden. Daher 
ist er erneut aufzuheben und öffentlich bekannt zu machen. 
 
Für den genannten Bebauungsplan ist zwar der Aufstel-
lungsbeschluss  gefasst, das Aufstellungsverfahren ist aber 
irgendwo auf der Arbeitsache zwischen den (frühzeitigen) 
Beteiligungsverfahren und der Inkraftsetzung des Bebau-
ungsplanes stehengeblieben ist. Es wird in der Rechtslite-
ratur dringend angeraten zwecks Klarstellung diese Be-
schlüsse aufzuheben, wenn sich ein aktueller Bedarf ergibt.  
Diese dauerhaft in Aufstellung befindlichen Bebauungsplä-
ne können vom Rat ohne die Durchführung eines weiteren 
Verfahrens aufgehoben werden. Dieser Beschluss ist zu 
seiner Rechtswirksamkeit ortsüblich bekannt zu machen. 
 
Der Rat der Gemeinde Extertal hat daher in seiner Sitzung 
am 28. Februar 2013 den Beschluss über die Aufhebung 
des Planaufstellungsverfahrens über den Bebauungsplan 
Nr. 02/08 der Gemeinde Extertal, OT Asmissen, für das 
Gebiet „Kenterkamp“, gefasst. 
 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
Nr. 02/08 der Gemeinde Extertal, OT Asmissen, für das 
Gebiet „Kenterkamp“ geht aus der beigefügten kartografi-
schen Abbildung hervor, die Bestandteil der öffentlichen 
Bekanntmachung ist. 
 
Der Beschluss über die Aufhebung des Planaufstellungs-
verfahrens über den Bebauungsplan Nr. 02/08 der Ge-
meinde Extertal, OT Asmissen, für das Gebiet  „Kenter-
kamp“,  wird hiermit gemäß § 2 Abs. 1 BauGB öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
gez. 
 
(Hoppenberg) 
Bürgermeister 
 
GEMEINDE EXTERTAL 
Der Bürgermeister 
FB II.1 / Da 
 
 
Extertal, 04.03.2013 

Kr.Bl. Lippe 10.04.2013 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 263 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



264 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

 

 
161 Bebauungsplan Nr. 04/00 der Gemeinde Exter-

tal, OT Bremke, für das Gebiet „Siedlung Kös-
terberg“; 

 
 Öffentliche Bekanntmachung des Beschlusses 

über die Aufhebung des Planaufstellungsver-
fahrens 

 
Nach Aktenlage der Gemeinde Extertal ist von der Ge-
meinde Bremke um das Jahr 1965 ein Planaufstellungsver-
fahren für den Bebauungsplan Nr. 04/00 der Gemeinde Ex-
tertal, OT Bremke, für das Gebiet „Siedlung Kösterberg“, 
eingeleitet worden, insbesondere liegt hierfür ein städte-
baulicher Entwurf vor. Ein weiteres Planverfahren ist nicht 
nachzuvollziehen. Eine Genehmigung der Bezirksregierung 
Detmold liegt nicht vor. Eine Inkraftsetzung des Bebau-
ungsplanes ist nicht erfolgt. Das Plangebiet ist im Außen-
bereich gemäß § 35 BauGB verblieben. 
 
Für den genannten Bebauungsplan ist zwar der Aufstel-
lungsbeschluss  gefasst, das Aufstellungsverfahren ist aber 
irgendwo auf der Arbeitsache zwischen den (frühzeitigen) 
Beteiligungsverfahren und der Inkraftsetzung des Bebau-
ungsplanes stehengeblieben ist. Es wird in der Rechtslite-
ratur dringend angeraten zwecks Klarstellung diese Be-
schlüsse aufzuheben, wenn sich ein aktueller Bedarf ergibt.  
Diese dauerhaft in Aufstellung befindlichen Bebauungsplä-
ne können vom Rat ohne die Durchführung eines weiteren 
Verfahrens aufgehoben werden. Dieser Beschluss ist zu 
seiner Rechtswirksamkeit ortsüblich bekannt zu machen. 
 
Der Rat der Gemeinde Extertal hat daher in seiner Sitzung 
am 28. Februar 2013 den Beschluss über die Aufhebung 
des Planaufstellungsverfahrens über den Bebauungsplan 
Nr. 04/00 der Gemeinde Extertal, OT Bremke, für das Ge-
biet „Siedlung Kösterberg“, gefasst. 
 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
Nr. 04/00 der Gemeinde Extertal, OT Bremke, für das Ge-
biet „Siedlung Kösterberg“, geht aus der beigefügten karto-
grafischen Abbildung hervor, die Bestandteil der öffentli-
chen Bekanntmachung ist. 
 
Der Beschluss über die Aufhebung des Planaufstellungs-
verfahrens über den Bebauungsplan Nr. 04/00 der Ge-
meinde Extertal, OT Bremke, für das Gebiet  „Siedlung 
Kösterberg“,  wird hiermit gemäß § 2 Abs. 1 BauGB öffent-
lich bekannt gemacht. 
 
gez. 
 
(Hoppenberg) 
Bürgermeister 
 
GEMEINDE EXTERTAL 
Der Bürgermeister 
FB II.1 / Da 
 
 
Extertal, 04.03.2013 

Kr.Bl. Lippe 10.04.2013 
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162 Bebauungsplan Nr. 04/01 der Gemeinde Exter-

tal, OT Bremke, für das Gebiet „Im Dorfe“; 
 
 Öffentliche Bekanntmachung des Beschlusses 

über die Aufhebung des Planaufstellungsver-
fahrens 

 
Nach Aktenlage der Gemeinde Extertal hat der Rat der 
Gemeinde Extertal am 06.  November 1973 den Aufstel-
lungsbeschluss über den Bebauungsplan Nr. 04/01 der 
Gemeinde Extertal, OT Bremke, für das Gebiet „Im Dorfe“,  
gefasst. Ein weiteres Planverfahren ist nicht nachzuvollzie-
hen. Eine Genehmigung der Bezirksregierung Detmold 
liegt nicht vor. Eine Inkraftsetzung des Bebauungsplanes 
ist nicht erfolgt. Der Planbereich ist im Außenbereich ge-
mäß § 35 BauGB verblieben. 
 
Für den genannten Bebauungsplan ist zwar der Aufstel-
lungsbeschluss  gefasst, das Aufstellungsverfahren ist aber 
irgendwo auf der Arbeitsache zwischen den (frühzeitigen) 
Beteiligungsverfahren und der Inkraftsetzung des Bebau-
ungsplanes stehengeblieben ist. Es wird in der Rechtslite-
ratur dringend angeraten zwecks Klarstellung diese Be-
schlüsse aufzuheben, wenn sich ein aktueller Bedarf ergibt.  
Diese dauerhaft in Aufstellung befindlichen Bebauungsplä-
ne können vom Rat ohne die Durchführung eines weiteren 
Verfahrens aufgehoben werden. Dieser Beschluss ist zu 
seiner Rechtswirksamkeit ortsüblich bekannt zu machen. 
 
Der Rat der Gemeinde Extertal hat daher in seiner Sitzung 
am 28. Februar 2013 den Beschluss über die Aufhebung 
des Planaufstellungsverfahrens über den Bebauungsplan 
Nr. 04/01 der Gemeinde Extertal, OT Bremke, für das Ge-
biet „Im Dorfe“, gefasst. 
 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
Nr. 04/01 der Gemeinde Extertal, OT Bremke, für das Ge-
biet „Im Dorfe“ geht aus der beigefügten kartografischen 
Abbildung hervor, die Bestandteil der öffentlichen Be-
kanntmachung ist. 
 
Der Beschluss über die Aufhebung des Planaufstellungs-
verfahrens über den Bebauungsplan Nr. 04/01 der Ge-
meinde Extertal, OT Bremke, für das Gebiet  „Im Dorfe“,  
wird hiermit gemäß   § 2 Abs. 1 BauGB öffentlich bekannt 
gemacht. 
 
gez. 
 
(Hoppenberg) 
Bürgermeister 
 
GEMEINDE EXTERTAL 
Der Bürgermeister 
FB II.1 / Da 
 
 
Extertal, 04.03. 2013 

Kr.Bl. Lippe 10.04.2013 
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163 Bebauungsplan Nr. 04/02 der Gemeinde Exter-

tal, OT Bremke, für das Gebiet „Bremker Feld“; 
 
 Öffentliche Bekanntmachung des Beschlusses 

über die Aufhebung des Planaufstellungsver-
fahrens 

 
Nach Aktenlage der Gemeinde Extertal hat der Rat der 
Gemeinde Extertal am 18. Dezember 1975 den Aufstel-
lungsbeschluss über den Bebauungsplan Nr. 04/02 der 
Gemeinde Extertal, OT Bremke, für das Gebiet „Bremker 
Feld“ gefasst. Ein weiteres Planverfahren ist nicht nachzu-
vollziehen. Der Bau- und Planungsausschuss der Gemein-
de Extertal hat in seiner Sitzung am 6. Juni 1979 beschlos-
sen, das Planaufstellungsverfahren auf Grund von Einwen-
dungen der Bezirksregierung Detmold einzustellen. Eine 
Bautiefe entlang der Haupterschließungsstraße „Goldener 
Winkel“ wird auf der Grundlage des § 34 BauGB bzw. einer 
Innenbereichssatzung aus dem Jahre 1997 als Innenbe-
reich beurteilt. Eine Genehmigung der Bezirksregierung 
Detmold liegt nicht vor. Eine Inkraftsetzung des Bebau-
ungsplanes ist nicht erfolgt.  
 
Für den genannten Bebauungsplan ist zwar der Aufstel-
lungsbeschluss  gefasst, das Aufstellungsverfahren ist aber 
irgendwo auf der Arbeitsache zwischen den (frühzeitigen) 
Beteiligungsverfahren und der Inkraftsetzung des Bebau-
ungsplanes stehengeblieben ist. Es wird in der Rechtslite-
ratur dringend angeraten zwecks Klarstellung diese Be-
schlüsse aufzuheben, wenn sich ein aktueller Bedarf ergibt.  
Diese dauerhaft in Aufstellung befindlichen Bebauungsplä-
ne können vom Rat ohne die Durchführung eines weiteren 
Verfahrens aufgehoben werden. Dieser Beschluss ist zu 
seiner Rechtswirksamkeit ortsüblich bekannt zu machen. 
 
Der Rat der Gemeinde Extertal hat daher in seiner Sitzung 
am 28. Februar 2013 den Beschluss über die Aufhebung 
des Planaufstellungsverfahrens über den Bebauungsplan 
Nr. 04/02 der Gemeinde Extertal, OT Bremke, für das Ge-
biet „Bremker Feld“, gefasst. 
 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
Nr. 04/02 der Gemeinde Extertal, OT Bremke, für das Ge-
biet „Bremker Feld“, geht aus der beigefügten kartografi-
schen Abbildung hervor, die Bestandteil der öffentlichen 
Bekanntmachung ist. 
 
Der Beschluss über die Aufhebung des Planaufstellungs-
verfahrens über den Bebauungsplan Nr. 04/02 der Ge-
meinde Extertal, OT Bremke, für das Gebiet  „Bremker 
Feld“,  wird hiermit gemäß § 2 Abs. 1 BauGB öffentlich be-
kannt gemacht. 
 
gez. 
 
(Hoppenberg) 
Bürgermeister 
 
GEMEINDE EXTERTAL 
Der Bürgermeister 
FB II.1 / Da  
 
 
Extertal, 04.03. 2013 

Kr.Bl. Lippe 10.04.2013 
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164 Bebauungsplan Nr. 05/01 der Gemeinde Exter-

tal, OT Göstrup, für das Gebiet „Weberberg“; 
 
 Öffentliche Bekanntmachung des Beschlusses 

über die Aufhebung des Planaufstellungsver-
fahrens 

 
Nach Aktenlage der Gemeinde Extertal hat der Rat der 
Gemeinde Extertal am 10. Juli 1969 den Aufstellungsbe-
schluss über den Bebauungsplan Nr. 05/01 der Gemeinde 
Extertal, OT Göstrup, für das Gebiet „Weberberg,“ und zu-
gleich den Beschluss über die Offenlegung  gefasst. Ein 
weiteres Planverfahren ist nicht nachzuvollziehen. Eine 
Genehmigung der Bezirksregierung Detmold liegt nicht vor. 
Eine Inkraftsetzung des Bebauungsplanes ist nicht erfolgt. 
Das Plangebiet wird dem Außenbereich gemäß 35 BauGB 
zugeordnet. Es liegen Vorläuferpläne aus dem Jahre 1965 
und 1966 vor, deren Aufstellungsverfahren nicht nachvoll-
ziehbar sind. Für ein im Jahre 1968 durchgeführtes Bebau-
ungsplanaufstellungsverfahren wurde am 06. Juli 1968 
vom Rat der Gemeinde Göstrup ein Satzungsbeschluss 
gefasst. Die Genehmigung des Bebauungsplanes durch 
die höhere Verwaltungsbehörde ist verwehrt worden, da 
der Satzungsbeschluss innerhalb der Frist der öffentlichen 
Auslegung gefasst worden ist. 
 
Für den genannten Bebauungsplan ist zwar der Aufstel-
lungsbeschluss  gefasst, das Aufstellungsverfahren ist aber 
irgendwo auf der Arbeitsache zwischen den (frühzeitigen) 
Beteiligungsverfahren und der Inkraftsetzung des Bebau-
ungsplanes stehengeblieben ist. Es wird in der Rechtslite-
ratur dringend angeraten zwecks Klarstellung diese Be-
schlüsse aufzuheben, wenn sich ein aktueller Bedarf ergibt.  
Diese dauerhaft in Aufstellung befindlichen Bebauungsplä-
ne können vom Rat ohne die Durchführung eines weiteren 
Verfahrens aufgehoben werden. Dieser Beschluss ist zu 
seiner Rechtswirksamkeit ortsüblich bekannt zu machen. 
 
Der Rat der Gemeinde Extertal hat daher in seiner Sitzung 
am 28. Februar 2013 den Beschluss über die Aufhebung 
des Planaufstellungsverfahrens über den Bebauungsplan 
Nr. 05/01 der Gemeinde Extertal, OT Göstrup, für das Ge-
biet „Weberberg“, gefasst. 
 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
Nr. 05/01 der Gemeinde Extertal, OT Göstrup, für das Ge-
biet „Weberberg“ geht aus der beigefügten kartografischen 
Abbildung hervor, die Bestandteil der öffentlichen Be-
kanntmachung ist. 
 
Der Beschluss über die Aufhebung des Planaufstellungs-
verfahrens über den Bebauungsplan Nr. 05/01 der Ge-
meinde Extertal, OT Göstrup, für das Gebiet  „Weberberg“,  
wird hiermit gemäß   § 2 Abs. 1 BauGB öffentlich bekannt 
gemacht. 
 
gez. 
 
(Hoppenberg) 
Bürgermeister 
 
GEMEINDE EXTERTAL 
Der Bürgermeister 
FB II.1 / Da 
 
 
Extertal, 04.03.2013 

Kr.Bl. Lippe 10.04.2013 
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